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V Lfd.Nr. 8 Privatperson 8 am 02.01.15 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

Infraschall: Gemäß Klug (DEWI Magazin Nr. 20, 02/2002) können zu 

möglichen Beeinträchtigungen des Menschen durch Infraschall, der von 

Windenergieanlagen emittiert wird, zusammenfassend folgende Aussagen 

getroffen werden:  

Als Infraschall wird Schall im Frequenzbereich unterhalb von 20 Hz 

bezeichnet und dieser ist, entgegen früheren Annahmen, durchaus mit dem 

Ohr wahrnehmbar. Auch für Infraschall gelten die physikalischen Gesetze 

der Akustik und diese besagen, dass auch Infraschallpegel, wenn auch 

weniger stark als höherfrequenter Schall, mit der Entfernung zur 

Schallquelle abnehmen. Neben den natürlichen Infraschallquellen wie 

Windströmungen, Erdbeben, Wasserfällen oder Meeresbrandung gibt es 

eine Vielzahl technischer Infraschallquellen wie z. B. Heizungs- und 

Klimaanlagen, Gasturbinen, Kompressoren, Bauwerke (Hochhäuser, 

Tunnel, Brücken) und Verkehrsmittel. Bei der von der Betreiber Projekt 

GmbH beauftragten, auf dem Testfeld des DEWI vom ITAP durchgeführten 

Infraschallmessung an einer 1,65 MW-Anlage des Typs Vestas V66 ergab 

sich z. B. bei einem Terzpegel von 10 Hz ein Schalldruckpegel in Höhe von 

58 dB in einer Entfernung von 100 m zur Anlage. Die 

Wahrnehmbarkeitsschwelle liegt bei dieser Terz nach DIN 45680 etwa bei 

95 dB. Der Infraschallpegel liegt also schon im Nahbereich der Anlage um 

mehr als 30 dB unterhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle. Langjährige 

Untersuchungen (ISING et al. 1982) haben gezeigt, dass unhörbarer 

Infraschall als völlig harmlos einzustufen ist.  

Es lassen sich also folgende Schlussfolgerungen ziehen: Die 

Infraschallpegel in der Umgebung von Windenergieanlagen liegen weit 

unter der Wahrnehmbarkeitsschwelle. Es ergeben sich keine Hinweise auf 

1.) 
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eine mögliche Gefährdung oder Beeinträchtigung von Personen durch den 

von Windenergieanlagen ausgehenden Infraschall.  

Diese Sachlage ist auch durch das Oberverwaltungsgericht Lüneburg vom 

24.09.2001 (Az.: 1 MA 2466/01) sowie durch das Oberverwaltungsgericht 

Münster vom 18.11.2002 (Az.: 7 A 2127/00) bestätigt. Es gibt bezüglich des 

Infraschalls bei Windenergieanlagen keine belastbaren und gesicherten 

Daten, die eine gesundheitliche Beeinträchtigung der Bevölkerung belegen. 

„Unhörbarer Infraschall habe sich indes als für den Menschen bislang 

jedenfalls völlig harmlos erwiesen.“ 

Auch der Bayrische Verfassungsgerichtshof (Entscheidung vom 14. 

September 2009 – Vf.41-VI-08) geht davon aus, dass nach namhaften 

wissenschaftlichen Erkenntnissen die von Windenergieanlagen 

ausgehenden Infraschallimmissionen nur unspezifische Reaktionen und 

keine Schäden auslösen. Laut der o.g. Entscheidung dürfen die Gerichte die 

Zumutbarkeit von Lärmbelästigungen anhand des Leitbildes eines 

durchschnittlich empfindlichen Betroffenen bestimmen. Das Urteil zeigt, 

dass die bestehenden Unsicherheiten hinsichtlich der Bewertung von 

Infraschall nicht dazu führen, dass dieser Forschungsbedarf einer 

Genehmigung von Windenergieanlagen entgegensteht. 

Auch das Bayrische Landesamt für Umwelt (Geschäftsbereich 

Lebensministerium Bayern.de) kommt in seiner Ausarbeitung zum Thema 

„Windkraftanlagen- beeinträchtigt Infraschall die Gesundheit?“ aus dem 

Jahre 2014 zu dem Fazit: „Da die von Windkraftanlagen erzeugten 

Infraschallpegel in der Umgebung deutlich unterhalb den Hör- und 

Wahrnehmungsgrenzen liegen, können nach heutigem Stand der 

Wissenschaft Windkraftanlagen beim Menschen keine schädlichen 

Infraschallwirkungen hervorrufen. Gesundheitliche Wirkungen von 

Infraschall (kleiner 20 Hertz) sind erst in solchen Fällen nachgewiesen, in 

denen die Hör- und Wahrnehmbarkeitsschwelle überschritten wurde. 

Nachgewiesene Wirkungen von Infraschall unterhalb dieser Schwelle liegen 

nicht vor.“ 
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Das Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg kam bei der Veranstaltung 

„Windenergie und Infraschall“ am 04.07.2013 (http://www.region-

karlsruhe.de/fileadmin/files/Projekte/Veranstaltung_Windenergie_Infraschall/

Pr%C3%A4sentation%20Jovanovic%20LGA.pdf3 ) zu folgenden 

Schlussfolgerungen: 

- Die wenigen Studien, die zu den gesundheitlichen Auswirkungen 

durch Infraschall im Zusammenhang mit WEA existieren, sind in 

ihren Ergebnissen nicht eindeutig. 

- In neueren Studien aus 2011-2013 gibt es keine eindeutige 

Aussage, dass Infraschall in Zusammenhang mit WEA zu 

Belästigungen oder anderen gesundheitlichen Effekten führt 

(FAIRBOUD et al. 2013: 21 Literaturquellen ; sowie Bericht „Health 

Impact of Wind Turbines“ Univerity of Salford, Manchester 2013: 

56 Literaturquellen). 

- LfU Bayern (2000): WEA 1 MW, Messort 250 m entfernt. 

Infraschallbereich nicht wahrnehmbar, da er unterhalb der Hör- 

und Wahrnehmungsschwelle liegt. 

- O´NEAL et al. (2011): Messung 1 Woche, außen/ innen bei zwei 

WEA Modellen (1,5 MW und 2,3 MW), Infraschall nicht hörbar 

auch bei sensibler Person im Abstand von 305 m. 

- LUBW Messungen (2013): Der Anteil des Infraschalls von WEA 

wird mit zunehmendem Abstand geringer, in 700 m verschwindet 

Signal im Hintergrundrauschen. 

- Schallpegel liegen bereits bei geringen Abstand unterhalb der 

Hör- und Wahrnehmungsschwelle. 

- Da das messbare Infraschall-Signal unter bestimmten 

Voraussetzungen (wie z.B. Entfernung in wenigen hundert 
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Metern) im Hintergrundrauschen verschwindet, sind biologische 

Wirkungen auf Infraschall durch WEA nicht zu erwarten. 

Auch das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes 

Nordrhein-Westfalen (www.lanuv.nrw.de /geraeusche/ windenergie.htm) 

kommt zu der Einschätzung, dass zwar messtechnisch nachgewiesen 

werden kann, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die 

festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos. 

Das VG Münster (Urteil vom 21. September 2012 · Az. 10 K 758/11) kam 

zu folgender Einschätzung: „Die Rechtsprechung geht vor diesem 

Hintergrund übereinstimmend davon aus, dass moderne 

Windenergieanlagen Infraschall in einem - im Rechtssinne - belästigenden 

Ausmaß nicht erzeugen.“ 

 

Zu der genannten Studie des Robert-Koch-Instituts (2007) sowie den 

Ausführungen im Bundesgesundheitsblatt (2007) sei folgendes 

auszuführen: 

Das Wort "Windkraft" kommt in der gesammten Studie nur in einem Absatz 
(siehe Seite 1587) vor: 
"Ein weiteres Beispiel sind die Emissionen von Windkraftanlagen, die 
teilweise sehr nah an Wohnbereichen aufgestellt sind. Dazu wurden 
Messungen und Beurteilungen seitens der Bundesländer, der 
Windenergieverbände und Umweltschutzverbände vorgenommen. Sie 
ergaben einheitlich, dass die festgestellten Infraschallpegel von 
Windkraftanlagen unterhalb der normalen Wahrnehmungsschwelle liegen. 
Da die individuelle Wahrnehmungsschwelle stark um die nominale 
Wahrnehmungsschwelle streut, muss auch an die besonders sensitiven 
Personen gedacht werden. Darüber hinaus muss hinsichtlich der 
gesundheitlichen Bewertung auch der tieffrequente Hörschall beachtet 
werden. Hierzu liegen bisher keine ausreichenden Daten vor." 

http://www.lanuv.nrw.de/
http://openjur.de/gericht-261.html
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In der Studie steht auch, dass Infraschall erhebliche Probleme verursachen 
kann (dezentrale Heizkraftwerke, Umwälzpumpen, sowie im städtischen 
Bereich mit Kühlaggregaten und Schwerlastverkehr). Aber um als Argument 
gegen eine Planung von Windparks verwendet zu werden, liegen keine 
entsprechend belastbaren Ergebnisse vor. Die Stadt trägt dem 
Schutzanspruch der umliegenden Bebauung hinreichend Rechnung. 

Es gibt keine hinreichend belastbaren Befunde zum Thema Infraschall bei 

Windenergieanlagen, die klar für eine Gesundheitsgefährdung sprechen. 

In den Begründungstext wird ein Kapitel zu Infraschall eingefügt. 

Haftung Kommunalpolitiker: Die Aufstellung der Bauleitpläne erfolgt auf der 

Grundlage rechtlicher Bestimmungen Verordnungen und Richtlinien, die den 

planenden Kommunen vom Gesetzgeber vorgegeben werden und zum 

Wohle und zum Schutz der Bevölkerung zwingend einzuhalten sind. In 

diesem Zusammenhang wird insbesondere auf § 1 Abs. 6 und 7 

Baugesetzbuch (BauGB) verwiesen wonach bei der Aufstellung der 

Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange zu berücksichtigen und 

gegeneinander und untereinander abzuwägen sind. Solange 

Stadtratsmitglieder ihre Entscheidungen auf der Grundlage der gesetzlichen 

Vorgaben nach bestem Wissen und Gewissen treffen, liegt keine grobe 

Fahrlässigkeit vor, die einen Haftungsgrund begründen würde. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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V Lfd.Nr. 9 Privatperson 9 am 06.01.15 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

1.) Anlagenhöhen sind nicht Bestandteil der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Dies ist Inhalt der verbindlichen Bauleitplanung (B-

Plan). Auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird 

verwiesen. 

 

1.) 
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V Lfd.Nr. 10 Privatperson 10 am 05.01.15 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

1.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den der Regionalplanung. Die Arbeitshilfe 

des Nds. Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz in Zusammenarbeit mit dem Nds. Landkreistag 

aus 2013 zur Regionalplanung und Windenergie ist an die Träger 

der Regionalplanung gerrichtet. Die zitierte Arbeitshilfe für die 

Regionalplanung wurde erst nach Satzungsbeschluss (28.10.2013) 

der Teilfortschreibung des RROP heraus gegeben. Bei der 

Genehmigung der Teilfortschreibung des RROP am 23.12.2013 

durch das Land Niedersachsen lag die o.g. Arbeitshilfe bereits vor. 

2.) Die Arbeitshilfe „Regionalplanung und Windenergie“ richtet sich an 

die Träger der Regionalplanung (LK). Siehe weiter Ausführungen 

unter Nr. 1. Im Rahmen der Teilfortschreibung des RROP 2013 

erfolgte eine Windpotenzialermittlung durch das DEWI. Die 

Ausführungen zu Anlagenhöhe befreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern die Belange der 

verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan). Auf die Abwägungsunterlage 

zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

 

3.) Die Abstände der Vorrangflächen zur Wohnnutzung wurden im 

Rahmen der Regionalplanung festgelegt und sind nicht Inhalt der 

vorbereitenden  Bauleitplanung. 

Die Ausführungen zu Anlagenhöhe befreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern die Belange der 

verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan). Auf die Abwägungsunterlage 

zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

 

1.) 

2.) 

3.) 

4.) 
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4.) Schallgutachten: Die Ausführungen zum Schallgutachten betreffen 

nicht den Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung sondern die 

Belange der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan). Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

5.) Infraschall: Die zitierte Machbarkeitsstudie wurde vom 

Umweltbundesamt und nicht vom Bundesumweltministeriums in 

Auftrag gegeben. Die Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem 

Ergebnis, dass von WEA unzumutbare Belastungen durch 

Infraschall ausgehen, vielmehr wurde ein Studiendesign für eine 

Lärmwirkungsstudie über Infraschallimmissionen entwickelt. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden Vorschläge für die 

Weiterentwicklung des Regelwerkes zum Immissionsschutz 

unterbreitet. In der Studie selber werden Auswirkungen des 

Infraschalls nicht ermittelt. Zitat aus der Zusammenfassung der 

Machbarkeitsstudie : „Für eine negative Auswirkung von Infraschall 

unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten bislang keine 

wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, auch 

wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen 

postulieren. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

6.) LTE Breitbandempfang:  

Beim LTE-Breibandempfang gibt es eine Funkzelle (auf einem Gebäude 

o.ä. fest installiert), welche Verbindung auf das Endgerät (Handy, Laptop 

etc.) hat. Da dieser Breitbandempfang somit nicht aus einem Funkstrahl 

besteht, sondern breit gestreut wird, kann eine Beeinträchtigung durch WEA 

nicht prognostiziert werden. 

 

7.) Die Erschließung der Sonderbauflächen ist möglich (siehe 

Ausführungen in Kap. 4.3 der Begründung). Ein Anlieferungskonzept 

für Baumaterialien ist nicht Gegenstand der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Es sei aber ausgeführt, dass der Zustand der 

Straßen und Wege vor Baubeginn gutachterlich festgehalten wird. 

5.) 

6.) 

7.) 

8.) 
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Schäden, die durch den Bau und Betrieb der Windparke entstehen, 

sind vom Träger der Baumaßnahme zu beseitigen. Genaue 

Regelungen über die Nutzung der öffentlichen Wege und Straßen 

werden in einem Sondernutzungsvertrag zwischen der Stadt 

Bramsche und dem Vorhabenträger geregelt. Der Anregung 

bezüglich eines Anlieferungskomzeptes wird nicht gefolgt. 

8.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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V Lfd.Nr. 11 Privatperson 11 am 05.01.15 

 

 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

1.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist am 28.10.2013 vom Kreistag 

des Landkreises Osnabrück als Satzung beschlossen und vom 

Nieders. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz am 23.12.2013 genehmigt worden. Die 

Genehmigung wurde im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück 

sowie in der NOZ am 31.01.2014 bekannt gemacht und hat damit 

Rechtswirksamkeit erreicht. Im Rahmen der beantragten 

Normenkontrolle wurde Seitens des OVG Lüneburg bislang keine 

einstweilige Verfügung erlassen, die das RROP außer Kraft setzt. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist 

die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Der Anregung das Bauleitverfahren auszusetzen wird 

nicht gefolgt. 

 

2.) Die Standortentscheidung erfolgte auf Ebene der Regionalplanung 

und nicht auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung. Bei der 

Standortentscheidung bezüglich der Vorrangflächen im RROP 

wurden die Belange Naturschutz, Denkmalschutz, Erholungsnutzung 

etc. berücksichtigt (siehe hierzu Begründung der Teilfortschreibung 

des RROP 2013). Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungs-programms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-
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Änderung.Aussagen zur Anlagenanzahl, Anlagenhöhe etc. betreffen 

nicht den Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. Die 

Energiewende ist politisch auf Bundesebene beschlossen. 

3.) Die Abstände der Vorranggebiete zu Straßen wurden im Rahmen 

der Teilfortschreibung des RROP 2013 festgelegt. Dieses erfolgte 

unter Kenntnis der Forderungen der Nds. Landesbehörde für 

Straßenbau und Verkehr. Ausführungen zur Anlagenhöhe bzw. zu 

den Standorten der WEA innerhalb der Sonderbauflächen betreffen 

nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen.  

Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des nachfolgenden 

Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Entweder sind bestimmte 

Abstände zu Straßen oder Gebäuden einzuhalten oder durch technische 

Einrichtungen (z.B. Rotorblattheizung) nachzuweisen, dass Eiswurf 

ausgeschlossen werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme eines 

Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im Rahmen 

des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der Bauvorlagen 

vorzulegen. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

4.) Die Ausführungen betreffen die vom LK Osnabrück angewandten 

Abstände im Rahmen der Ausweisung von Vorranggebieten im Zuge 

der Teilfortschreibung des RROP (2013) und nicht die Inhalte der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in 

Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 

BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die 

Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. 

FNP-Änderung. Es sei jedoch ausgeführt , dass in Kap. 4.2 des 

LROP Folgendes formuliert wird: „Die Nutzung einheimischer 

Energieträger und erneuerbarer Energien soll unterstützt werden. 

Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 

Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil 
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einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien 

insbesondere der Windenergie, […] raumverträglich ausgebaut 

wird.“ 

5.) Abstand zu Wald:. Waldflächen wurden im Rahmen der 

Teilfortschreibung des RROP (2013) als „weiche Tabuzonen“ 

bewertet. Entsprechende Abstände zu Waldflächen hat das RROP 

nicht vorgesehen. Lt. Teilfortschreibung des RROP (siehe Seite 11) 

ist im Rahmen der konkreten Zulassungsplanung mindestens ein 

Fall- und Fällbereich von 30 m einzuhalten.  

6.) Infraschall: Die Ausführungen betreffen die Inhalte und die 

Begründung des B-Plan Nr. 158.  

Die zitierte Machbarkeitsstudie wurde vom Umweltbundesamt und nicht 

vom Bundesumweltministeriums in Auftrag gegeben. Die 

Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem Ergebnis, dass von WEA 

unzumutbare Belastungen durch Infraschall ausgehen, vielmehr wurde ein 

Studiendesign für eine Lärmwirkungsstudie über Infraschallimmissionen 

entwickelt. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden Vorschläge für die 

Weiterentwicklung des Regelwerkes zum Immissionsschutz unterbreitet. In 

der Studie selber werden Auswirkungen des Infraschalls nicht ermittelt. Zitat 

aus der Zusammenfassung der „Machbarkeitsstudie“: Für eine negative 

Auswirkung von Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten 

bislang keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, 

auch wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen 

postulieren.“ 

Das genannte Arbeitspapier ist nicht von der Ärztekammer Niedersachsen. 
Auf Anfrage hat diese mitgeteilt: 
„Das Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 
September letzten Jahres der Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, 
den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und Umwelt, den Mitgliedern 
des Vorstandes, der Geschäftsführung und den Mitgliedern der 
Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen zur Kenntnisnahme 
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übersandt. "Ärzte für Immissionsschutz" ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt 
zu dem Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 
Niedersachsen.“ 

In den Begründungstext wird ein Kapitel zu Infraschall aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

7.) Die Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der vorbereitenden 

Bauleitplanung im Umweltbericht. Es sei auf die Stellungnahme des 

LK Osnabrück (Siehe IV lfd. Nr. 6) verwiesen, in der die UNB 

ausführt, dass der Umweltbericht zweifeldfrei darlegt, dass 

Lebensstätten des Hirschkäfers nicht beeinträchtigt oder gefährdet 

sind. Inwieweit der LK Osnabrück bezüglich der Erschließung der 

WEA eine FFH-Verträglichkeitsprüfung im nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-verfahren für 

erforderlich hält, ist nicht Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

8.) Schallgutachten: Die Ausführungen betreffen die Inhalte des B-Plans 

Nr. 158 und nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 
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9.) Optisch bedrängende Wirkung: Die Ausführungen beziehen sich auf 

die Inhalte der Regionalplanung. Die Teilfortschreibung „Energie“ 

des Regionalen Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als 

Satzung in Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 

Abs. 4 BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne 

an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 

30. FNP-Änderung.  Die Abgrenzung der Sonderbauflächen wurde 

aus dem RROP des LK Osnabrück übernommen. Die Stadt 

Bramsche hat ihren Flächennutzungsplan an die Vorgaben der 

Regionalplanung anzupassen. Die zitierte Arbeitshilfe für die 

Regionalplanung wurde erst nach Satzungsbeschluss (28.10.2013) 

der Teilfortschreibung des RROP heraus gegeben. Bei der 

Genehmigung der Teilfortschreibung des RROP am 23.12.2013 

durch das Land Niedersachsen lag die o.g. Arbeitshilfe bereits vor. 

Anlagenanzahl, Anlagenhöhen und die konkreten Anlagenstandorte 

werden erst in der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan Nr. 156) 

bzw. im Genehmigungsverfahren nach 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) festgelegt, so dass erst 

auf dieser Planungsebene beurteilt werden kann, ob eine optisch 

bedrängende Wirkung von den geplanten WEA ausgeht. 
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10.) Schatten: Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern die Inhalte des B-Plans. Es 

wird auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen. 

 

11.) Wertverlust: Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen. Hierdurch wird sichergestellt, dass keine 

Wertverluste auftreten, die nicht im Rahmen der Sozialbindung des 

Eigentums zumutbar sind. Es besteht kein Anspruch darauf, dass in 

der Umgebung eines Grundstücks keine bauliche Nutzung 

stattfindet, sofern die Schutzansprüche des Grundstücks eingehalten 

werden. Gerade beim Wohnen im planungsrechtlichen 

Außenbereich muss damit gerechnet werden, dass Nutzungen, die 

der Gesetzgeber als privilegierte Vorhaben nur für den 

Außenbereich vorgesehen hat, wie z.B. Biogasanlagen, 

landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort auch angesiedelt 

werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 
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Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 

Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015). 

12.) bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung: Die Ausführungen 

betreffen nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung 

sondern die Inhalte des B-Plans. Auf die Abwägungsunterlage zum 

B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

13.) LTE Breitbandempfang:  

Beim LTE-Breibandempfang gibt es eine Funkzelle (auf einem Gebäude 

o.ä. fest installiert), welche Verbindung auf das Endgerät (Handy, Laptop 

etc.) hat. Da dieser Breitbandempfang somit nicht aus einem Funkstrahl 

besteht, sondern breit gestreut wird, kann eine Beeinträchtigung durch WEA 

nicht prognostiziert werden. 

14.) Befangenheit Stadt: Mit dem Inkrafttreten des Regionalen 

Raumordnungsprogramms 2013 - Teilbereich Energie des 

Landkreises Osnabrück (RROP) ist die Stadt Bramsche verpflichtet, 

ihren Flächennutzungsplan (FNP) an die Vorgaben des RROP 

anzupassen. Ein Mitwirkungsverbot im Sinne des Nds. 

Kommunalverfassungsgesetzes liegt nicht vor. Fehler in der 

Abwägung sind nicht ersichtlich. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

15.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern die der Regionalplanung. 

Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 
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Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. 

16.) Die Ausführungen betreffen die Inhalte des B-Plans Nr. 156 

und nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. Bezüglich des 

genannten Arbeitspapiers der Ärztekammer sei folgendes 

auszuführen: Auf Anfrage teilte die Ärztekammer mit: „Das 

Positionspapier des Arbeistkreises „Ärze für Immissionsschutz“ 

(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 

September letzten Jahres der Präsidentin der Ärzekammer 

Niedersachsen, den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und 

Umwelt, den Mitgliedern des Vorstandes, der Geschäftsführung und 

den Mitgliedern der Kammerversammlung der Ärzekammer 

Niedersachsen zur Kenntnisnahme übersandt. „Ärzte für 

Immissionsschutz ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt zu dem 

Positionspapier des Arbeitskreises „Ärzte für Immissionsschutz“ 

keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 

Niedersachsen.“ 

17.) Die Ausweisung der Vorrangflächen im RROP erfolgte unter 

Kenntnis der Bedeutung der Flächen für die Avifauna, da im Vorfeld 

durch den LK entsprechende Untersuchungen in Auftrag gegeben 

wurden. Die zuständige Fachbehörde des LK Osnabrück hält Art und 

Umfang der Untersuchungen der Sonderbauflächen bezüglich 

Avifauna und Fledermäuse für ausreichend und schlüssig (siehe 

hierzu Stellungnahme unter IV lfd. Nr. 6). Die Stadt Bramsche sieht 

deshalb keinen Anlass, die Erfassungen wiederholen zu lassen. 

18.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sei jedoch 

ausgeführt , dass in Kap. 4.2 des LROP Folgendes formuliert wird: 

„Die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer 

Energien soll unterstützt werden. Die Träger der Regionalplanung 

sollen darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen 

Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger und 
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erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, […] 

raumverträglich ausgebaut wird.“ Landwirtschaftlich nutzbare Fläche 

wird durch die notwendigen Ausgleichsflächen weitestgehend nicht 

vermindert, da der Großteil dieser Flächen der Landwirtschaft, wenn 

auch als extensive Nutzungsform, auch weiterhin zur Verfügung 

stehen. Durch die extensive Nutzung werden darüber hinaus 

insbesondere auch durch geringere Nährstoffeinträge in den Boden 

positive Effekte auf die Umwelt erzielt. 

19.) Eisabwurf: Die Ausführungen zu Eiswurf betreffen nicht den 

Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. Der Belang Eisabwurf wird 

im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens 

berücksichtigt. Es ist sicherzustellen, dass bestimmte Abstände zu 

Straßen oder Gebäuden eingehalten werden oder durch technische 

Einrchtungen (z.B. Rotorblattheizung) Eiswurf ausgeschlossen 

werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme eines 

Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im 

Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der 

Bauvorlagen vorzulegen. 

20.) Die Ausführungen zu Blitzschlag betreffen nicht den Inhalt 

der vorbereitenden Bauleitplanung. Die Gefahr von Blitzschlag ist 

auch bei Bäumen, Hochspannungsleitungen etc. gegeben. Das 

WEA dort eine besonders hohe Anfälligkeit haben , kann nicht 

prognostiziert werden. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

21.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) 

wurden die Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe 

Fachbeitrag Landschaftsbild zur Teilfortschreibung Energie des 

RROP 2013) berücksichtigt. Die Vorranggebiete wurden unter 

Berücksichtigung des Belangs Erholungsnutzung ausgewiesen. Im 

Übrigen sei darauf hingewiesen, dass das RROP für den Landkreis 

Osnabrück weite Bereiche der Vorrangstandorte für 

Windenergiegewinnung gleichzeitig als Vorsorgegebiete für 
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Erholung darstellt. Der Landkreis hat damit bereits auf der Ebene der 

Regionalplanung entschieden, dass die Windenergienutzung einem 

Vorsorgegebiet Erholung nicht zwingend entgegensteht.Die 

Sonderbauflächen stehen auch weiter für die Naherholung zur 

Verfügung. Erholungsnutzung ist auch nach Errichtung der WEA 

weiterhin möglich. Die Erfahrungen aus vorhandenen Windparks 

belegen, dass WEA für Erholungssuchende nicht zwangsläufig 

abschreckend wirken. So wurde z.B. im WP Ottendorf (ca. 20 WEA, 

Landkreis Rotenburg/ Wümme) durch einen Bürgerverein Bänke 

innerhalb der Windparkfläche aufgestellt, um Spaziergängern und 

Radfahrern auch im Zusammenhang mit dem windparkbedingten 

Wegebau die Möglichkeit zu geben, die Landschaft auch mit 

Windenergienutzung für wohnungsnahe Erholung zu nutzen. Dieses 

wird von den Erholungssuchenden angenommen. Den Bedenken 

wird nicht gefolgt. 

22.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele 

sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Die Sonderbauflächen halten einen Mindestabstand von 

500 m zu Wohnnutzung im Außenbereich und einen Mindestabstand 

von 1.000 m zu Siedlungsflächen ein. Eine Errichtung von WEA 

„mitten im Dorf“ ist deshalb ausgeschlossen. Die vorliegende 

Bauleitplanung beachtet die städtebaulichen Kriterien des 

Außenbereichs und Schutzansprüche der benachbarten Nutzungen 

entsprechend den vom Gesetzgeber vorgegebenen rechtlichen 

Bestimmungen. Unzumutbare Beeinträchtigungen der Gesundheit 

können somit ausgeschlossen werden.  

23.) Wirtschaftlichkeit: Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raum-ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in 
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Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 

BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die 

Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. 

FNP-Änderung. Ausführungen zur Anlagenhöhe betreffen nicht die 

Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung. Es wird auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen. 

24.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

25.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

26.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele 

sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Die thematisierten Belange sind nicht Bestandteil des 

vorbereitenden Bauleitplanverfahrens. Ein Baugrundgutachten muss 

im Rahmen des nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens vorgelegt werden. Ohne dieses Gutachten 

wird keine Genehmigung erteilt. 

27.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei jedoch darauf hingewiesen, 

dass die Sicherung des Rückbaus der Anlagen über einen 

Durchführungsvertrag, der zwischen dem Vorhabenträger und der 

Stadt Bramsche geschlossen wurde, erfolgt. Die rechtlich 

vorgesehene Rückbauverpflichtung soll durch Vereinbarung eines 

Ansparplanes mit einem deutschen Kreditinstitut oder durch eine 

selbstschuldnerische Bürgschaftserklärung eines deutschen 

Kreditinstitutes sichergestellt werden. Die Sicherheitsleistung muss 

den Rückbau der WEA einschließlich des den Boden versiegelnden 

Fundaments am Ende der voraussichtlichen Lebensdauer der WEA 

vollständig abdecken. Den Bedenken wird nicht gefolgt.   

28.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) 
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wurden die Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe 

Fachbeitrag Landschaftsbild zur Teilfortschreibung Energie des 

RROP 2013) berücksichtigt. Die Vorranggebiete wurden unter 

Berücksichtigung des Belangs Erholungsnutzung ausgewiesen. Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. 

29.) Brand: Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei jedoch darauf hingewiesen, 

dass im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren die Einhaltung der Anforderungen an den 

Brandschutz in den Bauvorlagen nachzuweisen und durch die 

Bauaufsichtsbehörde zu prüfen sind. 

30.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Über zukünftige Bauanträge 

entscheidet der LK Osnabrück als Baugenehmigungsbehörde und 

nicht die Stadt Bramsche.  
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V Lfd.Nr. 12 Privatperson 12 am 06.01.15 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

 

Siehe V lfd. Nr. 6 (Monika Rehkop) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.) 

2.) 

3.) 

4.) 

5.) 

6.) 

7.) 

8.) 

9.) 

10.) 

11.) 
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V Lfd.Nr. 13 Privatperson 13 am 09.01.15 

 

 

 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

1.) Im Rahmen der Teilfortschreibung Energie des RROP 2013 wurden 

die Abstände der Vorrangflächen zur Wohnnutzung festgelegt. Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raumordnungs-

programms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele sind damit 

zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt Bramsche 

verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung 

anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung.Die zitierte 

Machbarkeitsstudie wurde vom Umweltbundesamt und nicht vom 

Bundesumweltministeriums in Auftrag gegeben. Die 

Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem Ergebnis, dass von 

WEA unzumutbare Belastungen durch Infraschall ausgehen, 

vielmehr wurde ein Studiendesign für eine Lärmwirkungsstudie über 

Infraschallimmissionen entwickelt. Aufbauend auf diesen 

Erkenntnissen wurden Vorschläge für die Weiterentwicklung des 

Regelwerkes zum Immissionsschutz unterbreitet. In der Studie 

selber werden Auswirkungen des Infraschalls nicht ermittelt. Zitat 

aus der Zusammenfassung der Machbarkeitsstudie : „Für eine 

negative Auswirkung von Infraschall unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle konnten bislang keine wissenschaftlich 

gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, auch wenn zahlreiche 

Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen postulieren.“ 

Bezüglich des genannten Arbeitspapiers der Ärztekammer sei 

folgendes auszuführen: Auf Anfrage teilte die Ärztekammer mit: „Das 

Positionspapier des Arbeistkreises „Ärze für Immissionsschutz“ 

(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 

September letzten Jahres der Präsidentin der Ärzekammer 

Niedersachsen, den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und 

1.) 

2.) 

3.) 

4.) 

5.) 

6.) 

7.) 

8.) 

9.) 

10.) 
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Umwelt, den Mitgliedern des Vorstandes, der Geschäftsführung und 

den Mitgliedern der Kammerversammlung der Ärzekammer 

Niedersachsen zur Kenntnisnahme übersandt. „Ärzte für 

Immissionsschutz ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt zu dem 

Positionspapier des Arbeitskreises „Ärzte für Immissionsschutz“ 

keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 

Niedersachsen.“ Den Bedenken wird nicht gefolgt.  

2.) Die angewandten Abstände, die zur Standortabgrenzung im 

Rahmen der Teilfortschreibung Energie des RROP 2013 

angewendet wurden, sind nicht Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raum-ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Zu Infraschall siehe Ausführungen unter Nr. 1. 

3.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern die der Regionalplanung. Die Arbeitshilfe 

des Nds. Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz in Zusammenarbeit mit dem Nds. Landkreistag 

aus 2013 zur Regionalplanung und Windenergie ist an die Träger 

der Regionalplanung gerrichtet. In dieser Arbeitshilfe wird ein 

Abstand von 5 km zwischen Windparks thematisiert. Die Arbeitshilfe 

für die Regionalplanung wurde erst nach Satzungsbeschluss 

(28.10.2013) der Teilfortschreibung des RROP heraus gegeben. Bei 

der Genehmigung der Teilfortschreibung des RROP am 23.12.2013 

durch das Land Niedersachsen lag die o.g. Arbeitshilfe bereits vor 

4.)  Schallgutachten:Die Ausführungen betreffen den Inhalt des B-Plans 

und nicht den Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung.  

5.) Die Ausführungen betreffen die Inhalte des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Für die 

11.) 

12.) 

13.) 

14.) 

15.) 

16.) 
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FNP-Änderung sei auf Folgendes hingewiesen: Der Landkreis 

Osnabrück führt in seiner Stellungnahme (siehe IV lfd. Nr. 6) zur 30. 

FNPÄ aus, dass der Umweltbericht zweifelsfrei darlegt, dass 

Lebensstätten des Hirschkäfers durch die Planung nicht 

beeinträchtigt oder gefährdet sind.  

 

6.) Die Ausweisung von Vorrangflächen im RROP bedeutet gleichzeitig, 

dass raumbedeutsame Windenergienutzung außerhalb dieser 

Vorrangflächen ausgeschlossen ist (Ausschlusswirkung). D.h. die 

gem. § 35 BauGB privilegierte Windenergienutzung wird auf 

bestimmte Teile des Landkreises Osnabrück und hier auf bestimmte 

Teile der Stadt Bramsche beschränkt. Auf Grund dieser 

Einschränkung eines ansonsten privilegierten 

Außenbereichsvorhabens sind die ausgewiesenen Flächen 

(Vorrangstandorte) entsprechend auszunutzen und der Windkraft 

gebührend Raum zu geben. Der Anregung wird nicht gefolgt. 

7.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern die Inhalte des B-Plans. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

8.) bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung Die Ausführungen betreffen 

nicht den Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung sondern die 

Inhalte des B-Plans. Auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 

158 wird verwiesen. 

9.) Im Rahmen der Standortfindung in der Teilfortschreibung des RROP 

2013 wurden Abstände der Vorrangflächen zu Straßen festgelegt. 

Die Abstände der WEA innerhalb der Sonderbauflächen ist nicht 

Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen.  

10.) Abstand zu Wald: Waldflächen wurden im Rahmen der 

Teilfortschreibung des RROP (2013) als „weiche Tabuzonen“ 
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bewertet. Ein Abstand zu den Waldflächen wurde im RROP nicht 

festgelegt. Lt. Teilfortschreibung des RROP (siehe Seite 11) ist im 

Rahmen der konkreten Zulassungsplanung mindestens ein Fall- und 

Fällbereich von 30 m einzuhalten.  

11.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Brand:. Im 

Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 

ist ist die Einhaltung der Anforderungen an den Brandschutz in den 

Bauvorlagen nachzuweisen und durch die Bauaufsichtsbehörde zu 

prüfen. Blitzschlag: Die Gefahr von Blitzschlag ist auch bei Bäumen, 

Hochspannungsleitungen etc. gegeben. Das WEA dort eine 

besonders hohe Anfälligkeit haben , kann nicht prognostiziert 

werden. Im Rahmen des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens muss 

ebenso ein Standsicherheits- bzw. Turbulenzgutachten vorgelegt 

werden. Ohne diese Gutachten erhält eine WEA keine 

Genehmigung. 

12.) Wertverlust: Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen. Hierdurch wird sichergestellt, dass keine 

Wertverluste auftreten, die nicht im Rahmen der Sozialbindung des 

Eigentums zumutbar sind. Es besteht kein Anspruch darauf, dass in 

der Umgebung eines Grundstücks keine bauliche Nutzung 

stattfindet, sofern die Schutzansprüche des Grundstücks eingehalten 

werden. Gerade beim Wohnen im planungsrechtlichen 

Außenbereich muss damit gerechnet werden, dass Nutzungen, die 

der Gesetzgeber als privilegierte Vorhaben nur für den 

Außenbereich vorgesehen hat, wie z.B. Biogasanlagen, 
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landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort auch angesiedelt 

werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 

Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 

Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015). 

13.) LTE Breitbandempfang:  

Beim LTE-Breibandempfang gibt es eine Funkzelle (auf einem Gebäude 

o.ä. fest installiert), welche Verbindung auf das Endgerät (Handy, Laptop 

etc.) hat. Da dieser Breitbandempfang somit nicht aus einem Funkstrahl 

besteht, sondern breit gestreut wird, kann eine Beeinträchtigung durch WEA 

nicht prognostiziert werden. 

14.) Befangenheit Stadt: Mit dem Inkrafttreten des Regionalen 

Raumordnungsprogramms 2013 - Teilbereich Energie des 

Landkreises Osnabrück (RROP) ist die Stadt Bramsche verpflichtet, 
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ihren Flächennutzungsplan (FNP) an die Vorgaben des RROP 

anzupassen. Ein Mitwirkungsverbot im Sinne des Nds. 

Kommunalverfassungsgesetzes liegt nicht vor. Fehler in der 

Abwägung sind nicht ersichtlich. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

15.) Die Ausführungen betreffen die Inhalte des B-Plans Nr. 156 

und nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. Bezüglich des 

genannten Arbeitspapiers der Ärztekammer sei folgendes 

auszuführen: Auf Anfrage teilte die Ärztekammer mit: „Das 

Positionspapier des Arbeistkreises „Ärze für Immissionsschutz“ 

(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 

September letzten Jahres der Präsidentin der Ärzekammer 

Niedersachsen, den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und 

Umwelt, den Mitgliedern des Vorstandes, der Geschäftsführung und 

den Mitgliedern der Kammerversammlung der Ärzekammer 

Niedersachsen zur Kenntnisnahme übersandt. „Ärzte für 

Immissionsschutz ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt zu dem 

Positionspapier des Arbeitskreises „Ärzte für Immissionsschutz“ 

keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 

Niedersachsen.“ 

16.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Die Erteilung von 

Baugenehmigungen unterliegt dem Landkreis Osnabrück und ist 

nicht Bestandteil der vorliegenden Bauleitplanung. 
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V Lfd.Nr. 14 Flyer der Bürgerinitiative, von 379 Personen unterschrieben bei der Stadt eingereicht  

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

 

 

Die Stadt Bramsche wertet die eingegangen Flyer (Einspruch) 

dahingehend, dass die 379 Personen sich der Stellungnahme der 

Bürgerinitiative Windpark Ahrensfeld und Wittefeld (siehe V lfd. Nr. 

4) anschließen. 

Siehe hierzu Abwägungsvorschlag unter V lfd. Nr. 4 
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V Lfd.Nr. 15 Privatperson 15 am 08.01.15 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

Siehe hierzu Stellungnahme Ewald Wichmann (V lfd. Nr. 3, Nr. 1-32) 
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V Lfd.Nr. 16 Privatperson 16 am 05.01.15 

 

 

 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

 

1.) Schatten: Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern die Inhalte des B-Plans. Es 

wird auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen. 
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2.) Die Abstände der Vorranggebiete zu Straßen wurden im Rahmen 

der Teilfortschreibung des RROP 2013 festgelegt. Dieses erfolgte 

unter Kenntnis der Forderungen der Nds. Landesbehörde für 

Straßenbau und Verkehr. Ausführungen zur Anlagenhöhe bzw. zu 

den Standorten der WEA innerhalb der Sonderbauflächen betreffen 

nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen.  

Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des nachfolgenden 

Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Entweder sind bestimmte 

Abstände zu Straßen oder Gebäuden einzuhalten oder durch technische 

Einrichtungen (z.B. Rotorblattheizung) nachzuweisen, dass Eiswurf 

ausgeschlossen werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme eines 

Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im Rahmen 

des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der Bauvorlagen 

vorzulegen. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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3.) Infraschall: Die Ausführungen betreffen die Inhalte und die 

Begründung des B-Plan Nr. 158.  

Die zitierte Machbarkeitsstudie wurde vom Umweltbundesamt und nicht 

vom Bundesumweltministeriums in Auftrag gegeben. Die 

Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem Ergebnis, dass von WEA 

unzumutbare Belastungen durch Infraschall ausgehen, vielmehr wurde ein 

Studiendesign für eine Lärmwirkungsstudie über Infraschallimmissionen 

entwickelt. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden Vorschläge für die 

Weiterentwicklung des Regelwerkes zum Immissionsschutz unterbreitet. In 

der Studie selber werden Auswirkungen des Infraschalls nicht ermittelt. Zitat 

aus der Zusammenfassung der „Machbarkeitsstudie“: Für eine negative 

Auswirkung von Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten 

bislang keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, 

auch wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen 

postulieren.“ 

Das genannte Arbeitspapier ist nicht von der Ärztekammer Niedersachsen. 
Auf Anfrage hat diese mitgeteilt: 
„Das Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 
September letzten Jahres der Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, 
den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und Umwelt, den Mitgliedern 
des Vorstandes, der Geschäftsführung und den Mitgliedern der 
Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen zur Kenntnisnahme 
übersandt. "Ärzte für Immissionsschutz" ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt 
zu dem Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 
Niedersachsen.“ 

In den Begründungstext wird ein Kapitel zu Infraschall aufgenommen. 
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4.) Wertverlust: Die Planung beachtet die städtebaulichen Kriterien des 

Außenbereichs und Schutzansprüche der benachbarten Nutzungen 

entsprechend den vorgegebenen rechtlichen Bestimmungen. 

Hierdurch wird sichergestellt, dass keine Wertverluste auftreten, die 

nicht im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums zumutbar sind. 

Es besteht kein Anspruch darauf, dass in der Umgebung eines 

Grundstücks keine bauliche Nutzung stattfindet, sofern die 

Schutzansprüche des Grundstücks eingehalten werden. Gerade 

beim Wohnen im planungsrechtlichen Außenbereich muss damit 

gerechnet werden, dass Nutzungen, die der Gesetzgeber als 

privilegierte Vorhaben nur für den Außenbereich vorgesehen hat, 

wie z.B. Biogasanlagen, landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort 
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auch angesiedelt werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 

Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 

Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015). 

5.) bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung: Die Ausführungen betreffen 

nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung sondern die 

Inhalte des B-Plans. Auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 

158 wird verwiesen. 

6.) LTE Breitbandempfang:  

Beim LTE-Breibandempfang gibt es eine Funkzelle (auf einem Gebäude 

o.ä. fest installiert), welche Verbindung auf das Endgerät (Handy, Laptop 

etc.) hat. Da dieser Breitbandempfang somit nicht aus einem Funkstrahl 

besteht, sondern breit gestreut wird, kann eine Beeinträchtigung durch WEA 

nicht prognostiziert werden. 
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7.) Befangenheit Stadt: Mit dem Inkrafttreten des Regionalen 

Raumordnungsprogramms 2013 - Teilbereich Energie des 

Landkreises Osnabrück (RROP) ist die Stadt Bramsche verpflichtet, 

ihren Flächennutzungsplan (FNP) an die Vorgaben des RROP 

anzupassen. Ein Mitwirkungsverbot im Sinne des Nds. 

Kommunalverfassungsgesetzes liegt nicht vor. Fehler in der 

Abwägung sind nicht ersichtlich. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

8.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern die der Regionalplanung. Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung.   

9.) Die Ausführungen betreffen die Inhalte des B-Plans Nr. 156 und 

nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. Bezüglich des 

genannten Arbeitspapiers der Ärztekammer sei folgendes 

auszuführen: Auf Anfrage teilte die Ärztekammer mit: „Das 

Positionspapier des Arbeistkreises „Ärze für Immissionsschutz“ 

(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 

September letzten Jahres der Präsidentin der Ärzekammer 

Niedersachsen, den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und 

Umwelt, den Mitgliedern des Vorstandes, der Geschäftsführung und 

den Mitgliedern der Kammerversammlung der Ärzekammer 

Niedersachsen zur Kenntnisnahme übersandt. „Ärzte für 

Immissionsschutz ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt zu dem 

Positionspapier des Arbeitskreises „Ärzte für Immissionsschutz“ 

keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 

Niedersachsen.“ 

10.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-
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ordnungsprogramms Osnabrück ist am 28.10.2013 vom Kreistag 

des Landkreises Osnabrück als Satzung beschlossen und vom 

Nieders. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz am 23.12.2013 genehmigt worden. Die 

Genehmigung wurde im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück 

sowie in der NOZ am 31.01.2014 bekannt gemacht und hat damit 

Rechtswirksamkeit erreicht. Im Rahmen der beantragten 

Normenkontrolle wurde Seitens des OVG Lüneburg bislang keine 

einstweilige Verfügung erlassen, die das RROP außer Kraft setzt. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist 

die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Der Anregung das Bauleitverfahren auszusetzen wird 

nicht gefolgt. 

11.) Die Standortentscheidung erfolgte auf Ebene der 

Regionalplanung und nicht auf Ebene der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Bei der Standortentscheidung bezüglich der 

Vorrangflächen im RROP wurden die Belange Naturschutz, 

Denkmalschutz, Erholungsnutzung etc. berücksichtigt (siehe hierzu 

Begründung der Teilfortschreibung des RROP 2013). Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raumordnungs-

programms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele sind damit 

zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt Bramsche 

verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung 

anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung.Aussagen 

zur Anlagenanzahl, Anlagenhöhe etc. betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Die Energiewende ist politisch auf 

Bundesebene beschlossen. 

12.) Die Ausführungen betreffen die Standortwahl im Rahmen der 

Teilfortschreibung Engergie des RROP 2013 und nicht die Inhalte 

der vorbereitenden Bauleitplanung. 
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13.) Im Rahmen der Standortabgrenzung im Zuge der 

Teilfortschreibung des RROP wurde ein Abstand von 150 m 

(weiches Tabukriterium) zu Hochspannungsleitungen angesetzt. Im 

Rahmen der FNP-Änderung wird keine max. Bauhöhe der WEA 

festgesetzt. Dieses erfolgt in den nachfolgenden B-Plänen.Es sei 

jedoch ausgeführt, dass die Herleitung der in der Teilfortschreibung 

des RROP angesetzten Abstände auf Grundlage einer 

Referenzanlage nicht automatisch explizieren, dass bei WEA 

größerer Nabenhöhe bzw. größeren Rotordurchmessers auch 

automatisch der Abstand erhöht wird. Bei Hochspannungsleitungen 

gibt es die Möglichkeit sie mit Schwingungsschutzmaßnahmen 

auszustatten. Die Deutsche Elektronische Kommission wird ein 

Abstand des 3fachen Rotordurchmesssers zum äußersten Leiter 

empfohlen. Dieser Abstand kann nach Ansicht der o.g. Kommission 

bis auf den 1fachen Rotordurchmesser verkleinert werden, wenn die 

Hochspannungsleitungen mit Schwingungsschutzmaßanhmen 

versehen werden. Dies ist auch gängige Praxis. 

 

 

14.) Die Ausführungen betreffen die vom LK Osnabrück 

angewandten Abstände im Rahmen der Ausweisung von 

Vorranggebieten im Zuge der Teilfortschreibung des RROP (2013) 

und nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung. Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Es sei jedoch ausgeführt , dass in Kap. 4.2 des LROP 

Folgendes formuliert wird: „Die Nutzung einheimischer Energieträger 
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und erneuerbarer Energien soll unterstützt werden. Die Träger der 

Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 

Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil 

einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien 

insbesondere der Windenergie, […] raumverträglich ausgebaut 

wird.“ 

 

 

 

 

 

15.) Abstand zu Wald:. Waldflächen wurden im Rahmen der 

Teilfortschreibung des RROP (2013) als „weiche Tabuzonen“ 

bewertet. Entsprechende Abstände zu Waldflächen hat das RROP 

nicht vorgesehen. Lt. Teilfortschreibung des RROP (siehe Seite 11) 

ist im Rahmen der konkreten Zulassungsplanung mindestens ein 

Fall- und Fällbereich von 30 m einzuhalten.  

16.) Die Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der vorbereitenden 

Bauleitplanung im Umweltbericht. Es sei auf die Stellungnahme des 

LK Osnabrück (Siehe IV lfd. Nr. 6) verwiesen, in der die UNB 

ausführt, dass der Umweltbericht zweifeldfrei darlegt, dass 

Lebensstätten des Hirschkäfers nicht beeinträchtigt oder gefährdet 

sind. Inwieweit der LK Osnabrück bezüglich der Erschließung der 

WEA eine FFH-Verträglichkeitsprüfung im nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-verfahren für 

erforderlich hält, ist nicht Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

17.) Schallgutachten: Die Ausführungen betreffen die Inhalte des 

B-Plans Nr. 158 und nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. 
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Auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 
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18.) Die Ausführungen betreffen die Inhalte des B-Plans Nr. 156 

und nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. Bezüglich des 

genannten Arbeitspapiers der Ärztekammer sei folgendes 

auszuführen: Auf Anfrage teilte die Ärztekammer mit: „Das 

Positionspapier des Arbeistkreises „Ärze für Immissionsschutz“ 

(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 

September letzten Jahres der Präsidentin der Ärzekammer 

Niedersachsen, den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und 

Umwelt, den Mitgliedern des Vorstandes, der Geschäftsführung und 

den Mitgliedern der Kammerversammlung der Ärzekammer 

Niedersachsen zur Kenntnisnahme übersandt. „Ärzte für 

Immissionsschutz ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt zu dem 

Positionspapier des Arbeitskreises „Ärzte für Immissionsschutz“ 

keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 

Niedersachsen.“ 

 

19.) Die Ausweisung der Vorrangflächen im RROP erfolgte unter Kenntnis 

der Bedeutung der Flächen für die Avifauna, da im Vorfeld durch den LK 

entsprechende Untersuchungen in Auftrag gegeben wurden. Die zuständige 

Fachbehörde des LK Osnabrück hält Art und Umfang der Untersuchungen 

der Sonderbauflächen bezüglich Avifauna und Fledermäuse für ausreichend 

und schlüssig (siehe hierzu Stellungnahme unter IV lfd. Nr. 6). Die Stadt 

Bramsche sieht deshalb keinen Anlass, die Erfassungen wiederholen zu 

lassen. 

 

20.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sei jedoch ausgeführt , 

dass in Kap. 4.2 des LROP Folgendes formuliert wird: „Die Nutzung 

einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien soll unterstützt 

werden. Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 

Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer 
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Energieträger und erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, 

[…] raumverträglich ausgebaut wird.“ Landwirtschaftlich nutzbare Fläche 

wird durch die notwendigen Ausgleichsflächen weitestgehend nicht 

vermindert, da der Großteil dieser Flächen der Landwirtschaft, wenn auch 

als extensive Nutzungsform, auch weiterhin zur Verfügung stehen. Durch 

die extensive Nutzung werden darüber hinaus insbesondere auch durch 

geringere Nährstoffeinträge in den Boden positive Effekte auf die Umwelt 

erzielt. 

 

21.) Eisabwurf: Die Ausführungen zu Eiswurf betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des 

nachfolgenden Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Es ist 

sicherzustellen, dass bestimmte Abstände zu Straßen oder Gebäuden 

eingehalten werden oder durch technische Einrchtungen (z.B. 

Rotorblattheizung) Eiswurf ausgeschlossen werden kann. Eine 

gutachterliche Stellungnahme eines Sachverständigen zur 

Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im Rahmen des nachfolgenden 

Genehmigungsverfahrens als Teil der Bauvorlagen vorzulegen.  

 

22.) Die Ausführungen zu Blitzschlag betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Die Gefahr von Blitzschlag ist auch bei 

Bäumen, Hochspannungsleitungen etc. gegeben. Das WEA dort eine 

besonders hohe Anfälligkeit haben , kann nicht prognostiziert werden. Den 

Bedenken wird nicht gefolgt. 

 

23.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) wurden die 

Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe Fachbeitrag Landschaftsbild 

zur Teilfortschreibung Energie des RROP 2013) berücksichtigt. Die 

Vorranggebiete wurden unter Berücksichtigung des Belangs 

Erholungsnutzung ausgewiesen. Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass 
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das RROP für den Landkreis Osnabrück weite Bereiche der 

Vorrangstandorte für Windenergiegewinnung gleichzeitig als 

Vorsorgegebiete für Erholung darstellt. Der Landkreis hat damit bereits auf 

der Ebenen Regionalplanung entschieden, dass die Windenergienutzung 

einem Vorsorgegebiet Erholung nicht zwingend entgegensteht.Die 

Sonderbauflächen stehen auch weiter für die Naherholung zur Verfügung. 

Erholungsnutzung ist auch nach Errichtung der WEA weiterhin möglich. Die 

Erfahrungen aus vorhandenen Windparks belegen, dass WEA für 

Erholungssuchende nicht zwangsläufig abschreckend wirken. So wurde z.B. 

im WP Ottendorf (ca. 20 WEA, Landkreis Rotenburg/ Wümme) durch einen 

Bürgerverein Bänke innerhalb der Windparkfläche aufgestellt, um 

Spaziergängern und Radfahrern auch im Zusammenhang mit dem 

windparkbedingten Wegebau die Möglichkeit zu geben, die Landschaft auch 

mit Windenergienutzung für wohnungsnahe Erholung zu nutzen. Dieses 

wird von den Erholungssuchenden angenommen. Den Bedenken wird nicht 

gefolgt. 

24.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele 

sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Die Sonderbauflächen halten einen Mindestabstand von 

500 m zu Wohnnutzung im Außenbereich und einen Mindestabstand 

von 1.000 m zu Siedlungsflächen ein. Eine Errichtung von WEA 

„mitten im Dorf“ ist deshalb ausgeschlossen. Die vorliegende 

Bauleitplanung beachtet die städtebaulichen Kriterien des 

Außenbereichs und Schutzansprüche der benachbarten Nutzungen 

entsprechend den vom Gesetzgeber vorgegebenen rechtlichen 

Bestimmungen. Unzumutbare Beeinträchtigungen der Gesundheit 

können somit ausgeschlossen werden.  

25.) Wirtschaftlichkeit: Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 
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Raum-ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele 

sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung 

anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung. Ausführungen zur 

Anlagenhöhe betreffen nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung. 

Es wird auf die Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen. 

 

26.)Der Hinweis wird zur Kenntnis gekommen. 

 

27.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

28.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele sind 

damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt Bramsche 

verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 

Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung. Die thematisierten Belange 

sind nicht Bestandteil des vorbereitenden Bauleitplanverfahrens. Ein 

Baugrundgutachten muss im Rahmen des nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens vorgelegt werden. 

Ohne dieses Gutachten wird keine Genehmigung erteilt. 

 

29.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass die Sicherung des 

Rückbaus der Anlagen über einen Durchführungsvertrag, der zwischen dem 

Vorhabenträger und der Stadt Bramsche geschlossen wurde, erfolgt. Die 

rechtlich vorgesehene Rückbauverpflichtung soll durch Vereinbarung eines 

Ansparplanes mit einem deutschen Kreditinstitut oder durch eine 

selbstschuldnerische Bürgschaftserklärung eines deutschen Kreditinstitutes 
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sichergestellt werden. Die Sicherheitsleistung muss den Rückbau der WEA 

einschließlich des den Boden versiegelnden Fundaments am Ende der 

voraussichtlichen Lebensdauer der WEA vollständig abdecken. Den 

Bedenken wird nicht gefolgt.   

 

30.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) wurden die 

Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe Fachbeitrag Landschaftsbild 

zur Teilfortschreibung Energie des RROP 2013) berücksichtigt. Die 

Vorranggebiete wurden unter Berücksichtigung des Belangs 

Erholungsnutzung ausgewiesen. Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung 

anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-Änderung. 

 

31.) Brand: Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass im Rahmen des 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren die Einhaltung der 

Anforderungen an den Brandschutz in den Bauvorlagen nachzuweisen und 

durch die Bauaufsichtsbehörde zu prüfen sind.  
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V Lfd.Nr. 17 Privatperson 17 am 07.01.15 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

 

1.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. Die 

Angaben zur Größe der Kompensationsflächen wurden in der 

Ortsratssitzung am 16.10.2014 vom Geschäftsführer des 

Vorhabenträgers gemacht. Diese entsprechen nicht dem nach 

fachlichen Kriterien ermittelten tatsächlichen Kompensationsbedarf. 

Die Aufstellung des B-Planes Nr. 158 erfolgt auf der Grundlage 

rechtlicher Bestimmungen, Verordnungen und Richtlinien, die vom 

Gesetzgeber vorgegeben werden. In diesem Zusammenhang wird 

insbesondere auf § 1 Abs. 6. und 7 verwiesen, wonach bei der 

Aufstellung von Bauleitplänen alle öffentlichen und privaten Belange 

zu berücksichtigen und gegeneinander und miteinander abzuwägen 

sind. 

2.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. Der 

Ortsrat ist im Rahmen der Hauptsatzung der Stadt Bramsche und 

darüber hinaus bei den zahlreichen Informationsveranstaltung, die 

von der Verwaltung zur Windkraft durchgeführt wurden, frühzeitig 

und ausgiebig an dem Bauleitplanverfahren beteiligt worden. 

 

3.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

 

1.) 

2.) 

3.) 
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4.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der Bauleitplanung. 

 

5.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

 

 

 

 

6.) Siehe hierzu Ausführungen unter Nr. 1-5 

 

 

7.) Das Abwägungsergebnis wird den Einwendern nach Abschluss des 

Bauleitplanverfahrens mitgeteilt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.) 

5.) 

6.) 

7.) 
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V Lfd.Nr. 18 Privatperson 18 am 08.01.15 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

A) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

1.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

2.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

3.) Die Hinweise betreffen nicht den Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung sondern den B-Plan Nr. 158. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

 

4.) Die Anlagenzahl etc. ist nicht Inhalt der vorbereitenden 

Bauleitplanung. Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB 

ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele 

der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. 

FNP-Änderung.  

 

5.) Der Aufstellungsbeschluss zum B-Plan Nr. 158 wurde im 

Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt am 18.12.2013 

gefasst. An den Beratungen zur Beschlussfassung der 

öffentlichen Auslegung des B-Planes Nr. 158 wurde der Ortsrat 

Kalkriese als politisches Gremium entsprechend der 

Hauptsatzung der Stadt Bramsche beteiligt, wobei dieser nur 

vorbereitend bzw. empfehlend nicht aber entscheidend an der 

A) 

6.) 
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Mitwirkung des Beschlusses beteiligt ist.  Der Beschluss zur 

öffentlichen Auslegung des B-Planes wurde abschließend am 

24.11.2014 durch den Verwaltungsausschuss der Stadt 

Bramsche gefasst. Sowohl an den Aufstellungsbeschluss durch 

den Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt als auch an 

den Beschluss zur öffentlichen Auslegung des B-Planes Nr. 158 

waren keine Personen beteiligt, für die ein Verstoß gegen das 

Mitwirkungsverbot nach § 41 NKomVG begründet werden kann. 

 

6.) Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 V. Lfd.Nr. 19 Privatperson 19 am: 08.01.2015 

 

 

 

Abwägung / Beschlussempfehlung: 

1.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist am 28.10.2013 vom Kreistag 

des Landkreises Osnabrück als Satzung beschlossen und vom 

Nieders. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz am 23.12.2013 genehmigt worden. Die 

Genehmigung wurde im Amtsblatt des Landkreises Osnabrück 

sowie in der NOZ am 31.01.2014 bekannt gemacht und hat damit 

Rechtswirksamkeit erreicht. Im Rahmen der beantragten 

Normenkontrolle wurde Seitens des OVG Lüneburg bislang keine 

einstweilige Verfügung erlassen, die das RROP außer Kraft setzt. 

Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist 

die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Der Anregung das Bauleitverfahren auszusetzen wird 

nicht gefolgt. 

 

2.) Die Standortentscheidung erfolgte auf Ebene der Regionalplanung 

und nicht auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung. Bei der 

Standortentscheidung bezüglich der Vorrangflächen im RROP 

wurden die Belange Naturschutz, Denkmalschutz, Erholungsnutzung 

etc. berücksichtigt (siehe hierzu Begründung der Teilfortschreibung 

des RROP 2013). Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungs-programms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung.Aussagen zur Anlagenanzahl, Anlagenhöhe etc. betreffen 

nicht den Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. Die 
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Energiewende ist politisch auf Bundesebene beschlossen. 

3.) Die Abstände der Vorranggebiete zu Straßen wurden im Rahmen 

der Teilfortschreibung des RROP 2013 festgelegt. Dieses erfolgte 

unter Kenntnis der Forderungen der Nds. Landesbehörde für 

Straßenbau und Verkehr. Ausführungen zur Anlagenhöhe bzw. zu 

den Standorten der WEA innerhalb der Sonderbauflächen betreffen 

nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 verwiesen.  

Der Belang Eisabwurf wird im Rahmen des nachfolgenden 

Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. Entweder sind bestimmte 

Abstände zu Straßen oder Gebäuden einzuhalten oder durch technische 

Einrichtungen (z.B. Rotorblattheizung) nachzuweisen, dass Eiswurf 

ausgeschlossen werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme eines 

Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im Rahmen 

des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der Bauvorlagen 

vorzulegen. Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

4.) Die Ausführungen betreffen die vom LK Osnabrück angewandten 

Abstände im Rahmen der Ausweisung von Vorranggebieten im Zuge 

der Teilfortschreibung des RROP (2013) und nicht die Inhalte der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Die Teilfortschreibung „Energie“ des 

Regionalen Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in 

Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 

BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die 

Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. 

FNP-Änderung. Es sei jedoch ausgeführt , dass in Kap. 4.2 des 

LROP Folgendes formuliert wird: „Die Nutzung einheimischer 

Energieträger und erneuerbarer Energien soll unterstützt werden. 

Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter 

Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil 

einheimischer Energieträger und erneuerbarer Energien 

insbesondere der Windenergie, […] raumverträglich ausgebaut 
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wird.“ 

5.) Abstand zu Wald:. Waldflächen wurden im Rahmen der 

Teilfortschreibung des RROP (2013) als „weiche Tabuzonen“ 

bewertet. Entsprechende Abstände zu Waldflächen hat das RROP 

nicht vorgesehen. Lt. Teilfortschreibung des RROP (siehe Seite 11) 

ist im Rahmen der konkreten Zulassungsplanung mindestens ein 

Fall- und Fällbereich von 30 m einzuhalten.  

6.) Infraschall: Die Ausführungen betreffen die Inhalte und die 

Begründung des B-Plan Nr. 158.  

Die zitierte Machbarkeitsstudie wurde vom Umweltbundesamt und nicht 

vom Bundesumweltministeriums in Auftrag gegeben. Die 

Machbarkeitsstudie kommt aber nicht zu dem Ergebnis, dass von WEA 

unzumutbare Belastungen durch Infraschall ausgehen, vielmehr wurde ein 

Studiendesign für eine Lärmwirkungsstudie über Infraschallimmissionen 

entwickelt. Aufbauend auf diesen Erkenntnissen wurden Vorschläge für die 

Weiterentwicklung des Regelwerkes zum Immissionsschutz unterbreitet. In 

der Studie selber werden Auswirkungen des Infraschalls nicht ermittelt. Zitat 

aus der Zusammenfassung der „Machbarkeitsstudie“: Für eine negative 

Auswirkung von Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle konnten 

bislang keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden werden, 

auch wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen 

postulieren.“ 

Das genannte Arbeitspapier ist nicht von der Ärztekammer Niedersachsen. 
Auf Anfrage hat diese mitgeteilt: 
„Das Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
(aefis.de) ist der Ärztekammer Niedersachsen bekannt. Es wurde im 
September letzten Jahres der Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, 
den Mitgliedern des Arbeitskreises Gesundheit und Umwelt, den Mitgliedern 
des Vorstandes, der Geschäftsführung und den Mitgliedern der 
Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen zur Kenntnisnahme 
übersandt. "Ärzte für Immissionsschutz" ist ein privater Arbeitskreis. Es gibt 
zu dem Positionspapier des Arbeitskreises "Ärzte für Immissionsschutz" 
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keine Beschlussfassung aus einem Gremium der Ärztekammer 
Niedersachsen.“ 

In den Begründungstext wird ein Kapitel zu Infraschall aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

7.) Die Umweltprüfung erfolgt im Rahmen der vorbereitenden 

Bauleitplanung im Umweltbericht. Es sei auf die Stellungnahme des 

LK Osnabrück (Siehe IV lfd. Nr. 6) verwiesen, in der die UNB 

ausführt, dass der Umweltbericht zweifeldfrei darlegt, dass 

Lebensstätten des Hirschkäfers nicht beeinträchtigt oder gefährdet 

sind. Inwieweit der LK Osnabrück bezüglich der Erschließung der 

WEA eine FFH-Verträglichkeitsprüfung im nachfolgenden 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-verfahren für 

erforderlich hält, ist nicht Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. 

Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

8.) Schallgutachten: Die Ausführungen betreffen die Inhalte des B-Plans 

Nr. 158 und nicht die der vorbereitenden Bauleitplanung. Auf die 

Abwägungsunterlage zum B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 
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9.) Optisch bedrängende Wirkung: Die Ausführungen beziehen sich auf 

die Inhalte der Regionalplanung. Die Teilfortschreibung „Energie“ 

des Regionalen Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als 

Satzung in Kraft. Die Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 

Abs. 4 BauGB ist die Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne 

an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 

30. FNP-Änderung.  Die Abgrenzung der Sonderbauflächen wurde 

aus dem RROP des LK Osnabrück übernommen. Die Stadt 

Bramsche hat ihren Flächennutzungsplan an die Vorgaben der 

Regionalplanung anzupassen. Die zitierte Arbeitshilfe für die 

Regionalplanung wurde erst nach Satzungsbeschluss (28.10.2013) 

der Teilfortschreibung des RROP heraus gegeben. Bei der 

Genehmigung der Teilfortschreibung des RROP am 23.12.2013 

durch das Land Niedersachsen lag die o.g. Arbeitshilfe bereits vor. 

Anlagenanzahl, Anlagenhöhen und die konkreten Anlagenstandorte 

werden erst in der verbindlichen Bauleitplanung (B-Plan Nr. 156) 

bzw. im Genehmigungsverfahren nach 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) festgelegt, so dass erst 

auf dieser Planungsebene beurteilt werden kann, ob eine optisch 

bedrängende Wirkung von den geplanten WEA ausgeht. 

10.) Wertverlust: Die Planung beachtet die städtebaulichen 

Kriterien des Außenbereichs und Schutzansprüche der 

benachbarten Nutzungen entsprechend den vorgegebenen 

rechtlichen Bestimmungen. Hierdurch wird sichergestellt, dass keine 

Wertverluste auftreten, die nicht im Rahmen der Sozialbindung des 
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Eigentums zumutbar sind. Es besteht kein Anspruch darauf, dass in 

der Umgebung eines Grundstücks keine bauliche Nutzung 

stattfindet, sofern die Schutzansprüche des Grundstücks eingehalten 

werden. Gerade beim Wohnen im planungsrechtlichen 

Außenbereich muss damit gerechnet werden, dass Nutzungen, die 

der Gesetzgeber als privilegierte Vorhaben nur für den 

Außenbereich vorgesehen hat, wie z.B. Biogasanlagen, 

landwirtschaftliche Nutzung, WEA etc., dort auch angesiedelt 

werden. 

Der potentielle Wertverlust von Immobilien durch Änderungen in der 

Umgebung, sei es durch Straßenbau, Gewerbegebiete oder 

Windenergieanlagen, ist durch gesetzliche Regelungen zu Schutzabständen 

und zum Lärmschutz soweit minimiert, dass er als gesetzlich unerheblich 

eingestuft werden kann. Wenn also Windenergieanlagen die gesetzlich 

festgelegten Immissionswerte und Mindestabstände einhalten, 

beeinträchtigen sie nach aktueller Rechtsprechung die Wohn- und 

Wertqualität der Umgebung nicht. 

Das Urteil des BFH vom 22.06.2006 führt aus, dass die Errichtung von WEA 

ein Wertbildungsfaktor sein kann, dabei kommt es jedoch auf den Einzelfall 

an. 

Das Landesamt für Geoinformation und Landvermessung Niedersachsen 

(LGLN), Regionaldirektion Aurich, kommt in seinem aktuellen 

Grundstücksmarktbericht für die Landkreise Aurich, Leer, Friesland und 

Wittmund sowie kreisfreie Städte Wihelmshaven und Emden zu dem 

Ergebnis, dass Windkraftanlagen keine negativen Auswirkungen auf die 

Kaufpreise benachbarter Häuser in Ostfriesland haben. Dieses Ergebnis 

sei unabhängig von der Entfernung der WEA zu den Häusern (siehe NWZ 

vom 13.02.2015).  

Bezüglich der thematisierten Resolution des Stadtrates (03.07.2012) sei 

ausgeführt, dass sich die „Wertschöpfung auf kommunaler Ebene“ auf 
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direkte finanzielle Beteiligungsmöglichkeiten am Windpark, wie z.B. durch 

eine Bürgerbeteiligung, bezieht. Eine entsprechende Bürgerbeteiligung 

sieht die Windpark 1 Kalkriese GmbH & Co.KG vor. 

 

11.) bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung: Die Ausführungen 

betreffen nicht die Inhalte der vorbereitenden Bauleitplanung 

sondern die Inhalte des B-Plans. Auf die Abwägungsunterlage zum 

B-Plan Nr. 158 wird verwiesen. 

12.) Die Ausführungen betreffen nicht die Inhalte der 

vorbereitenden Bauleitplanung sondern die der Regionalplanung. 

Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. 

13.) Die Ausweisung der Vorrangflächen im RROP erfolgte unter 

Kenntnis der Bedeutung der Flächen für die Avifauna, da im Vorfeld 

durch den LK entsprechende Untersuchungen in Auftrag gegeben 

wurden. Die zuständige Fachbehörde des LK Osnabrück hält Art und 

Umfang der Untersuchungen der Sonderbauflächen bezüglich 

Avifauna und Fledermäuse für ausreichend und schlüssig (siehe 

hierzu Stellungnahme unter IV lfd. Nr. 6). Die Stadt Bramsche sieht 

deshalb keinen Anlass, die Erfassungen wiederholen zu lassen. 

14.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sei jedoch 

ausgeführt , dass in Kap. 4.2 des LROP Folgendes formuliert wird: 

„Die Nutzung einheimischer Energieträger und erneuerbarer 

Energien soll unterstützt werden. Die Träger der Regionalplanung 

sollen darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen 

Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger und 

erneuerbarer Energien insbesondere der Windenergie, […] 
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raumverträglich ausgebaut wird.“ Landwirtschaftlich nutzbare Fläche 

wird durch die notwendigen Ausgleichsflächen weitestgehend nicht 

vermindert, da der Großteil dieser Flächen der Landwirtschaft, wenn 

auch als extensive Nutzungsform, auch weiterhin zur Verfügung 

stehen. Durch die extensive Nutzung werden darüber hinaus 

insbesondere auch durch geringere Nährstoffeinträge in den Boden 

positive Effekte auf die Umwelt erzielt. 

15.) Eisabwurf: Die Ausführungen zu Eiswurf betreffen nicht den 

Inhalt der vorbereitenden Bauleitplanung. Der Belang Eisabwurf wird 

im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens 

berücksichtigt. Es ist sicherzustellen, dass bestimmte Abstände zu 

Straßen oder Gebäuden eingehalten werden oder durch technische 

Einrchtungen (z.B. Rotorblattheizung) Eiswurf ausgeschlossen 

werden kann. Eine gutachterliche Stellungnahme eines 

Sachverständigen zur Funktionssicherheit dieser Einrichtung ist im 

Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens als Teil der 

Bauvorlagen vorzulegen.  

16.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) 

wurden die Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe 

Fachbeitrag Landschaftsbild zur Teilfortschreibung Energie des 

RROP 2013) berücksichtigt. Die Vorranggebiete wurden unter 

Berücksichtigung des Belangs Erholungsnutzung ausgewiesen. Im 

Übrigen sei darauf hingewiesen, dass das RROP für den Landkreis 

Osnabrück weite Bereiche der Vorrangstandorte für 

Windenergiegewinnung gleichzeitig als Vorsorgegebiete für 

Erholung darstellt. Der Landkreis hat damit bereits auf der Ebene der 

Regionalplanung entschieden, dass die Windenergienutzung einem 

Vorsorgegebiet Erholung nicht zwingend entgegensteht.Die 

Sonderbauflächen stehen auch weiter für die Naherholung zur 

Verfügung. Erholungsnutzung ist auch nach Errichtung der WEA 

weiterhin möglich. Die Erfahrungen aus vorhandenen Windparks 
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belegen, dass WEA für Erholungssuchende nicht zwangsläufig 

abschreckend wirken. So wurde z.B. im WP Ottendorf (ca. 20 WEA, 

Landkreis Rotenburg/ Wümme) durch einen Bürgerverein Bänke 

innerhalb der Windparkfläche aufgestellt, um Spaziergängern und 

Radfahrern auch im Zusammenhang mit dem windparkbedingten 

Wegebau die Möglichkeit zu geben, die Landschaft auch mit 

Windenergienutzung für wohnungsnahe Erholung zu nutzen. Dieses 

wird von den Erholungssuchenden angenommen. Den Bedenken 

wird nicht gefolgt. 

17.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele 

sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Die Sonderbauflächen halten einen Mindestabstand von 

500 m zu Wohnnutzung im Außenbereich und einen Mindestabstand 

von 1.000 m zu Siedlungsflächen ein. Eine Errichtung von WEA 

„mitten im Dorf“ ist deshalb ausgeschlossen. Die vorliegende 

Bauleitplanung beachtet die städtebaulichen Kriterien des 

Außenbereichs und Schutzansprüche der benachbarten Nutzungen 

entsprechend den vom Gesetzgeber vorgegebenen rechtlichen 

Bestimmungen. Unzumutbare Beeinträchtigungen der Gesundheit 

können somit ausgeschlossen werden.  

18.) Die Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen Raum-

ordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die Ziele 

sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die Stadt 

Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. Die thematisierten Belange sind nicht Bestandteil des 

vorbereitenden Bauleitplanverfahrens. Ein Baugrundgutachten muss 

im Rahmen des nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen 
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Genehmigungsverfahrens vorgelegt werden. Ohne dieses Gutachten 

wird keine Genehmigung erteilt. 

19.) Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei jedoch darauf hingewiesen, 

dass die Sicherung des Rückbaus der Anlagen über einen 

Durchführungsvertrag, der zwischen dem Vorhabenträger und der 

Stadt Bramsche geschlossen wurde, erfolgt. Die rechtlich 

vorgesehene Rückbauverpflichtung soll durch Vereinbarung eines 

Ansparplanes mit einem deutschen Kreditinstitut oder durch eine 

selbstschuldnerische Bürgschaftserklärung eines deutschen 

Kreditinstitutes sichergestellt werden. Die Sicherheitsleistung muss 

den Rückbau der WEA einschließlich des den Boden versiegelnden 

Fundaments am Ende der voraussichtlichen Lebensdauer der WEA 

vollständig abdecken. Den Bedenken wird nicht gefolgt.   

20.) Im Rahmen der Standortfindung (Teilfortschreibung RROP) 

wurden die Belange Erlebnis- und Erholungsräume (siehe 

Fachbeitrag Landschaftsbild zur Teilfortschreibung Energie des 

RROP 2013) berücksichtigt. Die Vorranggebiete wurden unter 

Berücksichtigung des Belangs Erholungsnutzung ausgewiesen. Die 

Teilfortschreibung „Energie“ des Regionalen 

Raumordnungsprogramms Osnabrück ist als Satzung in Kraft. Die 

Ziele sind damit zu berücksichtigen. Nach § 1 Abs. 4 BauGB ist die 

Stadt Bramsche verpflichtet, die Bauleitpläne an die Ziele der 

Raumordnung anzupassen. Dies erfolgt im Zuge der 30. FNP-

Änderung. 

21.) Brand: Die Ausführungen betreffen nicht den Inhalt der 

vorbereitenden Bauleitplanung. Es sei jedoch darauf hingewiesen, 

dass im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren die Einhaltung der Anforderungen an den 

Brandschutz in den Bauvorlagen nachzuweisen und durch die 

Bauaufsichtsbehörde zu prüfen sind. 
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